Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2446 


Übersicht 1 

des Ausschusses für Petitionen 
(2. Ausschuß) 

über die gemäß § 115 der Geschäftsordnung erteilten Auskünfte 
der Bundesregierung zu Petitionen, die der Deutsche Bundestag 
der Bundesregierung zur Berücksichtigung oder zur Erwägung 

überwiesen hat 


Lfd. 

Nr. 


Eingabe 


Einsender 

und Inhalt der Eingabe 


Schreiben 
des Präsi- 
denten des 
Deutschen 
Bundestages 

vom 


Auskunft der Bundesregierung 


1 


22/2-4501/16 304 j Dresbach, Franz, 
!- Drucksache 414 - i Köln-Ostheim: 


Kriegsopferversorgung 


24. 6. 1958 Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 
: 19. 12. 1958 und 18. 4. 1959: 

I 

I Dem Anliegen, die nach früheren ver- 
j sorgungsrechtlichen Vorschriften bis 
I zum Jahre 1948 gezahlte Rente auf 
! Grund der Vorschriften der Sozialver- 
I Sicherungsdirektive Nr. 27 und des Bun- 
! desversorgungsgesetzes weiterzugewäh- 
I ren oder eine Versorgung im Wege des 
Härteausgleichs zu bewilligen, kann 
nicht entsprochen werden. 


2 


22/2-5501/26 456 Mietergemeinschaft der 
- Drucksache 1427 - Bundessiedlung „In der 
Rheinau“, Niederdollen- 
dorf 

(Vertreter: Dr. Fink): 

Lärmbekämpfung, Rein- 
haltung der Luft von 
I Rauch und Ruß 


21. 12. 1959 


i 


I Der Bundesminister für Wohnungsbau 
■ vom 25. 4. 1960: 

j Für die gewünschte Übernahme des Pro- 
zeßrisikos stehen dem Bundesminister 
I für Wohnungsbau keine Haushaltsmittel 
i zur Verfügung. Die Errichtung des Fa- 
j brikbetriebes an der jetzigen Stelle kann 
auf Grund von bau- und gewerbeauf- 
I sichtlichen Bestimmungen nicht verhin- 
dert werden. 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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22/2-4302/30 926 

Redaktion „Deutscher 

24.6.1958 


- Drucksache 414 - 

Hausfreund" 



I Koblenz: 

( 

I Besatzungslasten 


Auskunll der Bundesregierung 


Der Bundesminister der Finanzen vom 
4. 12. 1958: 

Dem Anliegen, einen Ausgleich zum 
Unterhalt von Kindern zu gewähren, die 
von Angehörigen der ehemaligen Be- 
satzungsmächte durch gewaltsame Bei- 
wohnung gezeugt worden sind, wurde 
durch Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen vom 4. 12. 1958 — II A/8-Sk 
0317-66^58 entsprochen. 


4 


22/2-3802/31 961 
- Drucksache 414 - 


Stau, Anton, 
Lübeck: 

Lastenausgleichs- 

leistungen 


24. 6. 1958 


Der Bundesminister der Finanzen vom 
28. 11. 1958, 14. 9. 1959, 11. 2. 1960 und 
13. Mai 1960: 


Der Bundesminister der Finanzen und 
der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
sind nicht in der Lage, die Unterhalts- 
hilfe auf Zeit in eine Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit umzuwandeln, weil der 
Grundbetrag der Kriegsschadenrente 
von 5600, — DM nicht erreicht wird. 


5 


22/2-2505/32 043 
- Drucksache 414 - 


Küsterer, Arthur, ,24. 6. 1958 

Oberjettingen (Württ.) | 

(Vertreter: Bürgermeister- j 
amt) : | 

Gesetzliche | 

Unfallversicherung I 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 4. 8. 1958: 

Dem Anliegen des Einsenders wurde in- 
folge des Inkrafttretens der Verordnun- 
gen Nr. 3 und 4 der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 1.1. 1959, nach 
denen Leistungen des luxemburgischen 
Versicherungsträgers im gleichen Um- 
fange wie luxemburgischen Staatsange- 
hörigen gewährt werden, entsprochen. 


6 


22/2-2507/32 932 
- Drucksache 414 - 


Effling-Ney, Anna, 
Ensdorf (Saar): 

Rentenversicherung 
der Angestellten 


24. 6. 1958 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 15. 12. 1958: 

Nach Inkrafttreten der Verordnung 
Nr. 3 der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 1. 1. 1959 erhält die 
Petentin Witwenrente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung durch einen 
luxemburgischen Versicherungsträger für 
die Zeit vom 1. 1. 1952 bis 30. 4. 1954. 


7 


22/3-1604/376 
- Drucksache 482 - 


Röck, Otto, 
Loffenau Kr. Calw: 


15. 7. 1958 


Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vom 12. 9. 1958: 


Ernährungswirtschaft 


Auf Grund der Anweisung des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zahlte die Deutsche Revi- 
sions- und Treuhand-AG dem Petenten 
Förderungsbeiträge in Höhe von 200, — 
DM für einen Lagerbestand von 12,5 t 
Thomasphosphat. 


2 
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22/3-2001/1 110 
- Drucksache 1017 


Ballmann, Michael, 
Steffeln über Gerolstein; 

' Straßenverkehrsrecht 


10. 6. 1959 Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen vom 7. 7. 1959; 

I 

Die Einwohner der Gemeinde Steffeln 
I haben die Möglichkeit, mit der Kraft- 
I j post mittags nach Gerolstein und abends 

1 ! zurückzufahren. Zusätzlich hat die Ober- 

i I postdirektion Trier nunmehr an zwei 

I I Wochentagen auch für die Fahrgäste, 

i j die schon morgens von Steffeln nach 

[ ; Gerolstein fahren wollen, mittags eine 

; Rückfahrmöglichkeit geschaffen und da- 
|mit dem Anliegen weitgehend Rechnung 
I getragen. 


22/3-302/2 040 
- Drucksache 1 251 


Dr. Blienegger, Hans, 
Wesel (Niederrh.): 

Gesundheitswesen (Ärzte) 


Der Bundesminister 
19. 5. 1960: 


Innern 


j Der vom Bundcsminister des Innern vor- 
j bereitete Entwurf einer Bundesärzte- 
• Ordnung sieht u. a. vor, daß Personen, 
j die Deutsche sind und eine außerhalb 
I der Bundesrepublik erworbene gleich- 
I wertige Ausbildung für die Ausübung 

■ des ärztlichen Berufs nachweisen, eine 
Bestallung als Arzt erhalten können. 
Die Gesetzesvorlage wird voraussicht- 
|lich noch im Laufe dieses Jahres im 

I Bundestag eingebracht werden, so daß 

■ damit das Anliegen erfüllt würde. 


10 22/3-1101/2 865 

- Drucksache 783 - 


j Fastenrath, Hertha, 
Gummersbach; 

Vermögensteuer 


1 16. 2. 1959 I Der Bundesminister der Finanzen vom 
! '12.3.1959; 

I 

i Der Bundesminister der Finanzen erwägt 
j im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
^ Ster für Arbeit und Sozialordnung die 
1 Vorbereitung einer Gesetzesänderung, 

] nach der künftig auch Ansprüche gegen 
! eine berufsständische Pflichtversicherung 
j I vermögensteuerfrei bleiben. 


22/3-1502/3 471 
I - Drucksache 783 - 


I Kroll, Johann, 

! Lüneburg; 

i 

I Währungsrecht 


16. 2. 1959 Der Bundesminister für Wirtschaft vom 
13. Mai 1959; 

Bisher wurde kein Antrag eines Kriegs- 
I 'gefangenen auf Einlösung seines Kriegs- 

i gefangenenzertifikates wegen Fehlens 

! der erforderlichen DM-Mittel abgelehnt. 

; Einem Land, dessen nach dem Umstel- 

i Tungsgesetz zugeteilte DM-Beträge er- 

I schöpft sind, erhält die zur Einlösung 

* der vorgelegten Zertifikate erforder- 

I , derlichen DM-Mittel von den Ländern, 

I I die noch Mittel zur Verfügung haben. 


3 
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14 


22 3-1803/3 962 : Drechsler, Alwin, 

- lärucksache 78d - ; Hamburg-Bramfeld: 

, Rentenversicherung 
I der Angestellten 


22/3-307/4092 
- Drucksache 629 - 


Simm, R. A., 
Ottobeuren (Bay.): 


16.2.1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
,20. 3. 1959: 


! 

i 

! 


12. 12. 1958 


Die Regelung der versorgungsrecht- 
lichen Ansprüche der ehemaligen Be- 
schäftigten der NSDAP ist in einem Ge- 
setz vorgesehen, das sich auf alle 
Verbindlichkeiten der früheren NSDAP 
und ihrer Einrichtungen bezieht (NS-Ab- 
wicklungsgesetz). Der fertiggestellte 
Entwurf soll dem Deutschen Bundestag 
in Kürze vorgelegt werden. 


Der Bundesminister des Innern vom 21. 
1. 1959; 


I Kulturelle Angelegen- 
[heiten (Schutzmaßnahmen 
jfür die deutsche Sprache) 


Der Bundesminister des Innern hat die 
Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten in der Bundes- 
republik gebeten, das Anliegen des Pe- 
tenten, die deutsche Sprache pfleglich zu 
behandeln, zu berücksichtigen. 


22/3-2002/4 437 
- Drucksache 1017 - 


Ebel, Hanns, 
Göttingen-Weende: 

Eisenbahnrecht 


10.6.1959 Der Bundesminister für Verkehr vom 
j27. 6. 1959: 

' [Dem Petenten wird anheimgestellt, den 

I ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten. 

' j Eine außergerichtliche Erledigung des 

Streitfalles durch die Deutsche Bundes- 
bahn ist nicht möglich, weil der Petent 
nach der vereinbarten Lohngleitklausel 
einen Teil der während der Auftrags- 
ausführung eingetretenen Mehrkosten 
selber tragen muß. 


15 


22/3-202/4 472 Wegmeyer, Friedrich, 

- Drucksache 629 - Veerssen b. Uelzen: 


12. 12. 1958 


Der Bundesminister für Verkehr vom 
11. 6. 1959: 


Personalrecht des 
öffentlichen Dienstes 
(Bund) 


Dem Begehren des Petenten auf Versor- 
gung nach den Bestimmungen der Un- 
fallfürsorge kann nicht entsprochen wer- 
den, weil er wegen unfallunabhängiger 
Leiden (Arterienverkalkung und erheb- 
liche Herzmuskelschwäche), die mit den 
Unfallfolgen in keinem ursächlichen Zu- 
sammenhang stehen, zur Ruhe gesetzt 
wurde. 


16 


22/3-1803/4 762 Plangger, Mina, 

- Drucksache 629 - Marbach (Neckar) : 

I Sozialversicherung 


i 


12. 12. 1958 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 13. 1. 1959: 

Es ist dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung und der Bundesregie- 
rung mangels entsprechender Mittel 
! nicht möglich, der Petentin eine Beihilfe 
; zu gewähren. 


4 
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17 


18 


19 


22/3-801/5 119 Dr. Ott, Georg, 

; - Drucksache 1427 - ^ München 2: 

1 ■ 

i Erbrecht 


i 


: 22, 3-1202/5 600 Sudau, Wanda, 

■ - Drucksache 783 - Dannenberg (Elbe) : 


21. 12. 1959 I Der Bundesminister der Justiz vom 11.3. 
’ 1960: 

'Der Petent regt an, durch ein Sonder- 
; gesetz die Möglichkeit zu schaffen, daß 
i bei Erbfällen, in denen sich der vom 
Erblasser eingesetzte Testamentsvoll- 
strecker und das zuständige Nachlaßge- 
richt in der sowjetischen Besatzungs- 
zone, die Erben und das Nachlaßvermö- 
gen dagegen in der Bundesrepublik be- 
finden, ein Gericht in der Bundesrepu- 
blik oder Berlin (West) zumindest für das 
dort befindliche Vermögen einen neuen 
Testamentsvollstrecker bestellen kann; 
für die mit diesem Nachlaßvermögen in 
Zusammenhang stehenden Rechtsstrei- 
I tigkeiten solle allgemein die Zuständig- 
keit eines westdeutschen Gerichts ge- 
schaffen werden. Ferner regt der Petent 
ein Gesetz an, durch das eine Anfech- 
tung eines Testaments eines rassisch 
'Verfolgten und die Geltendmachung von 
I Rückcrslattungsansprüdien gegen Perso- 
I nen in der sowjetischen Besatzungszonc 
I ermöglicht wird. 

i Die Bundesregierung sieht kein Bedürf- 
I nis für die angeregten gesetzgeberischen 
j Maßnahmen. 

16.2.1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
4. 4. 1959; 


(Kriegsfolgelasten 'Es besteht keine Veranlassung zu einer 

I i Änderung des § 39 des Allgemeinen 

j * Kriegsfolgengesetzes (AKG) und der 

j Verordnung zur Durchführung des § 39 

AKG. Die Petentin wird durch diese Re- 
gelung auch nicht benachteiligt; die Ab- 
I lösungsschuld kann durch die Veräuße- 
j rung an der Börse zu einem höheren 
I Kurs jederzeit verwertet werden. 


22/3-201/5 798 
- Drucksache 1017 - 


Verband zur Versorgung 
ehemaliger berufsmäßiger 
Wehrmachtsangehöriger 
und ihrer Hinterbliebe- 
nen, 

Hamburg: 

Verwaltungsgerichts- 

barkeit 


10. 6. 1959 


Der Bundesminister des Innern vom 
3. 8. 1959: 

I 

I Den Verwaltungsgerichten sind Richt- 
flinien für eine einheitliche Festsetzung 
I des Streitwertes in beamtenrechtlichen 
Streitigkeiten übermittelt worden. Nach 
|dem Inkrafttreten der Verwaltungsge- 
richtsordnung ist in allen Ländern der 
Bundesrepublik die Vorbereitung des 
i Verwaltungsprozesses vor der münd- 
; liehen Verhandlung durch den Vor- 
I sitzenden oder Berichterstatter möglich. 
'Das in Vorbereitung befindliche Verwal- 
tungsgerichtskostengesetz sieht dieselbe 
1 Streitwertregelung wie das Gerichts- 
; kostengesetz für die ordentlichen Ge- 
j richte vor. 


5 
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20 22 '3-60 D5 870 

- Drucksache yBd - 


Graf von Pückler, 
Bonn: 


16. 2. 1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
10. 3. 1959: 


Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen 
Unrechts (Entschädigung) 


21 22 3-1502 5 892 ! Dawitz, Maria, 

- Drucksache 1017 - ■ Hannover: 

Währungsrecht 


Eine Entschädigung der Sterilisierten, 
die nicht Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung im Sinne von § 1 des 
Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 

I ; sind, ist im Rahmen des BEG nicht mög- 

lich. Der Auschuß für Wiedergutmachung 
j hat jedoch beschlossen, die Möglichkeit 

j einer Entschädigung dieser Personen mit 

I ! dem Bundesminister des Innern zu klä- 

, i ren, der für die Fragen der allgemeinen 

i Gesundheitsbetreuung zuständig ist. 

j ; 

ilO. 6. 1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
' 23. 7. 1959: 

' Die Umwandlungsfähigkeit des Berliner 

Uraltguthabens in Deutsche Mark ist 
nicht gegeben, weil die gesetzlichen 
I I Wohnsitzvoraussetzungen nicht erfüllt 

sind. Beim Erlaß des Umstellungsergän- 
' Zungsgesetzes vom 21. 9. 1953 (BGBl. I 
S. 1439) wurde nicht verkannt, daß die 
Wohnsitzregelung in einzelnen Fällen 
zu bedauerlichen Härten führen kann. 
Von der Einführung einer Härteklausel, 
die die Umwandlung eines Guthabens 
im Ausnahmewege ermöglichen würde, 
wurde jedoch aus politischen und wäh- 
rungspolitischen Gründen Abstand ge- 
nommen. 


22 


22 3-1101 5 991 Richter, Hans, 

- Drucksache 1017 - Düsseldorf: 

^ Einkommensteuer 


23 22 3-1302 6 146 

- Drucksache 783 - 


Swars, Albert, 
Wedel (Holst.): 


Lastenausgleichs- 

leistungen 


10.6.1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
31. 8. 1959: 

i Es besteht kein Anlaß, die bestehende 
I Regelung des § 33 des Einkommen- 
steuergesetzes zu ändern, zumal der 
Bundesfinanzhof in dem Urteil vom 
16. 1. 1959 — Az. VI 262/56 — zu einem 
I gleichgelagerten Fall die Regelung des 
Abschnitts 39 a Abs. 3 der Lohnsteuer- 
I Richtlinien und des Abschnitts 189 Abs. 3 
der Einkommensteuer-Richtlinien bestä- 
tigt hat. 

16.2.1959 iDer Bundesminister der Finanzen vom 

7. 7. 1959: 

' Die Gewährung eines gewerblichen Auf- 
baudarlehens nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz ist nicht möglich, weil der Petent 
keine ausreichenden Sicherheiten stellen 
kann. Da er ein aufklärendes Schreiben 
des zuständigen Landesausgleichsamtes 
nicht beantwortet hat, wird die Angele- 
genheit als erledigt angesehen. 
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24 


22/3-202/6 730 Kauer, Richard, 

- Drucksache idbH - Geretsried b. Wolf rats- 
hausen: 

; Personalrecht dos 
I öffentlichen Dienstes 
I (Bund) 


I 


25 


I 2'2/3-10016 754 | Rutkowski, Otto, 

j- Drurksacho 1149- iPinn (Siegkreis) : 

^ Verteidigungs- 

i I Organisation 


10. 12. 1959 Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen vom 30. 8. 1959: 


Der Potent steht seit dem 15. 6. 1959 
i in einem festen Arbeitsverhältnis bei 
' einer Privatfirma. Falls er sich für eine 
I Wiedereinstellung bei der Deutschen 
I Bundespost entscheiden sollte, wird das 
I Postamt Wolfratshausen das hiernach 
[ Erforderliche im Benehmen mit der 
Oberpostdirektion München veranlas- 
! sen. 


|l0. 7. 1959 


I Der Bundesminister für Verteidigung 
; vom 5. 9. 1959: 


I Ein Ersatz des Sachschadens kann nicht 
I gewährt werden, da festgestellt wurde, 
I daß am Tage des Schadensereignisses 
■ eine Übung der Stationierungsstreit- 
' kräfte oder der Bundeswehr nicht ange- 
: meldet war, bei der Düsenflugzeuge die 
Ortschaft Pinn (Siegkreis) überflogen 
I haben könnten. 


26 220-1 103, '6 755 

- Drucksache 783 - 


Lauer, Josef, 
Saarbrücken V: 


116.2.1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
! 2. 6. 1959: 


Finanzgerichtsbarkeit Einem Erlaß der wegen Zollvergehens 

; festgesetzten Geldstrafe sowie der Ge- 
j bühren und Abgaben kann erst dann 
' nähergetreten werden, wenn der Petent 
! durch Zahlung eines angemessenen 
I j Teils der Gesamtschuld seinen Willen 

: zur Abtragung bewiesen hat. 


27 122/3-801/6 806 

I - Drucksache 1017 - 


Dr. Baudisch, 
Lauterbach (Hessen): 

Bürgerliches Recht 


10. 6. 1959 


Der Bundesminister der Justiz vom 
3. 7. 1959: 


Das Anliegen, die bestehenden Unter- 
schiede zwischen der Regelung der Un- 
terhaltsansprüche von ehelichen und un- 
ehelichen Kindern durch eine Anglei- 
chung der für eheliche Kinder geltenden 
Bestimmungen an die Regelung des 
§ 1708 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

zu beseitigen, kann nicht in Erwägung 
gezogen werden. Es wird vielmehr um- 
gekehrt zu erwägen sein, ob und inwie- 
weit die für den Unterhaltsanspruch un- 
ehelicher Kinder geltenden Besonder- 
! beiten bei einer Reform des Unehe- 
j lichenrechts beseitigt und der für ehe- 
liche Kinder bestehenden Regelung an- 
I geglichen werden können. 


7 
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28 22/3-1705/7 101 Jahn, Rudolf, 

- Drucksache 783 - Freiburg-Zähringen: 

Arbeitsvermittlung 


i 


16. 2. 1959 Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 16. 9. 1959: 

I Der Petent wurde den Schwerbeschädig- 
ten am 6. 3. 1959 gleichgestellt. Nach 
einer Badekur wird sich das Arbeitsamt 
I nachdrücklich um seine geeignete Be- 
j schäftigung bemühen. 

I Der Rente nach dem Häftlingshilfegesetz 
I ist eine Erwerbsminderung von 50 
I zugrunde gelegt worden. 


29 ; 22 3-504/7 135 ! Götz, Jacob, 

i - Drucksache 1 579 - ! Baden Kr. Verden: 

i I Vermißte 


15. 2. 1960 


Auswärtiges Amt vom 1. 8. 1960: 

Die Petition wurde dem Deutschen Ro- 
ten Kreuz mit der Bitte zugeleitet, sich 
beim Amerikanischen Roten Kreuz um 
eine Verständigung zwischen Adoptiv- 
und den (möglicherweise) leiblichen El- 
tern zu bemühen. 


30 122/3-1801/7 476 Beier, Bruno, 

Drucksache 1017 - Neuwied (Rhein): 

' Rentenversicherung 
der Angestellten 


10. 6. 1959 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 27. 11. 1959: 


I Nach der Vorschrift des § 1286 der 

I Reichsversicherungsordnung alter Fas- 
, sung besteht keine Möglichkeit, dem im 
j Oktober 1955 aus russischer Kriegsge- 
' fangenschaft heimgekehrten Petenten 
I die Rente rückwirkend vom Tage der 
Vollendung des 65. Lebensjahres ab zu 
gewähren. Ausnahmen sieht das Gesetz 
auch in Härtefällen nicht vor. Die Bun- 
desregierung hält cs nicht für ange- 
bracht, eine Gesetzesänderung vorzu- 
schlagen. 


31 


22 3-302/7 512 
- Drucksache 1017 - 


Internationale Gesell- 
schaft für Nahrungs- und 
Vitalstoff-Forschung e. V., 
Hanno ver-Kirchrode: 

Gesundheitswesen 


10. 6. 1959 


Der Bundesminister der Finanzen vom 
31. 3. 1960: 

Die Bundesregierung kann es nicht ver- 
treten, der Petentin Bundeszuschüsse 
zuzuwenden oder sonstwie dazu beizu- 
tragen, daß ihr öffentliche Mittel zuflie- 
ßen, weil ihre zu allgemein gehaltenen 
Anträge keine konkrete, wissenschaft- 
lich fundierte Forschungstätigkeit erken- 
nen lassen. Der Bund bezuschußt jähr- 
lich bereits acht Forschungseinrichtun- 
gen auf dem Gebiete der Ernährungs- 
wirtschaft. Im Jahre 1960 sind hierfür 
I 1,68 Millionen DM (1959: 1,48 Millionen 
: DM) bei Kapitel 10 02 Titel 601 veran- 
I schlagt. In Übereinstimmung mit der 
I Auffassung des Haushaltsauschusses des 
Deutschen Bundestages erscheint es aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht ver- 
tretbar, die Zahl der regelmäßigen Zii- 
, Schußempfänger zu erhöhen. 
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32 


22/3-1803/7 667 ^ Eisenhart, E., 

- Drucksduie 1017 - ■ Kassel: 

Rentenversicherung 
der Angestellten 


10. 6. 1959 Der Bundesminister für Arbeit und So- 
i zialordnung vom 2. 10. 1959: 

j Dem Anliegen kann nicht entsprochen 
i werden, weil die vom bisherigen Recht 
' abweichenden Vorschriften über den 
Rentenbeginn nur auf Versicherungs- 
fälle nach dem 31. 12. 1956 anzuwenden 
sind; zu einer Gesetzesänderung besteht 
I kein Anlaß. 


33 22/3-103/7 778 | Basch, Karl, 

- Drucksache 1427 - Kassel: 


21. 12. 1959 


Der Bundesminister des Innern vom 
8. 1. 1960: 


i Parteien 


Dem Petenten wurde aus Billigkeits- 
gründen eine Ausgleichszahlung von 
1500, — DM geleistet. 


34 


22/ 3-304/8 172 Obersekunda der Frauen- 10. 6. 1959 
- Drucksache 1017 - Oberschule, ! 

Olpe (Westf.): 

Jugendschutz 


Der Bundesminister für Familien- und 
Jugendfragen vom 30. 7. 1959: 

Das Anliegen der Petenten, der Schutz 
der Jugend vor jugendgefährdenden 
Schriften und Abbildungen, vor dem 
Besuch und der Mitwirkung in Nacht- 
lokalen, ist in den Jugendschutzgesetzen 
und -Verordnungen des Bundes und der 
I Länder hinreichend berücksichtigt wor- 
I den (Gesetz über die Verbreitung ju- 
I gendgefährdender Schriften vom 9. 6. 
; 1953; Gesetz zum Schutz der Jugend in 
I der Öffentlichkeit in der Fassung vom 
* 27. 7. 1957; § 17 Abs. 2 des Gaststätten- 
gesetzes: § 16 Abs. 3 der Arbeitszeit- 
ordnung; § 20 Abs. 1 des Jugendarbeits- 
: Schutzgesetzes u. a,). 


35 22/3-1803/8 444 Tschammler, Elisabeth, 

- Drucksache 1017 - Hamburg-Groß-Flottbek: 

I Rentenversicherung 
• der Angestellten 


10.6. 1959 ; Der Bundesminister für Arbeit und So- 

zialordnung vom 2. 10. 1959: 

' Dem Anliegen der Potentin, Ausnahmen 
I von den in § 32 Abs. 1 und § 112 Abs. 2 
des Angestelltenversicherungs-Neurego- 
lungsgesetzes enthaltenen Berechnungs- 
vorschriften zuzulassen, könnte nur im 
Wege einer Gesetzesänderung entspro- 
chen werden. Wegen der damit verbun- 
denen Preisgabe wesentlicher Grund- 
sätze des neuen Rentenrechts kann eine 
Gesetzesänderung nicht befürwortet 
werden. 


36 


22/3-1005/8 454 
- Drucksache 1427 - 


j Bundesverband der Luft- 
I fahrtzubehör- und 
j Raketenindustrie e. V., 
i Frankfurt (Main) : 


21. 12. 1959 


Verte idigungs Wirtschaft 


Der Bundesminister für Verteidigung 
vom 26. 4. 1960: 

Es wurde den Firmen, die Aufträge zur 
Instandhaltung und zum Nachbau aus- 
ländischer Flugzeugmuster erhielten, er- 
neut die Auflage erteilt, nach Möglich- 
keit deutsche Firmen bei der Lieferung 
des Zubehörs zu berücksichtigen. 
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37 22/3-1107/8 987 i Gehrke, Fritz, 

-Drucksache 1017- i Heikendorf über Kiel: 

! 

Münzwesen 


38 ; 22/3-302 '9 343 , Deutsche Zentrale für 

; - Drucksache 1427 - ; Volksgesundheitspflege 
I e. V., 

i Frankfurt (Main): 

I Gesundheitswesen 


39 22/3-1901/9 396 i Friedrich, Irene, 

- Drucksache 1017 - Oldenburg (Oldenb.): 

Kriegshinterbliebene 


10.6.1959 Der Bundesminister der Finanzen vom 
Juli 1959: 

Der Vorschlag des Petenten ist nicht zu 
verwirklichen, da die Randbeschriftung 
' der 2-DM- und 5-DM-Münzen nach dem 
I gegenwärtigen Stand der Münztechnik 
I den weitaus besten Schutz gegen Fäl- 
I schlingen darstellt. 

Der Bundesminister des Innern vom 
5. 5. 1960: 

Mit dem Jahre 1960 beginnend wird 
eine sich auf die Dauer von sechs Jah- 
ren erstreckende Kreditaktion eingelei- 
tet, durch die zinslose Darlehen in Höhe 
von über 150 Millionen DM bereitgestellt 
werden sollen. Sie sind bestimmt zur 
Deckung des Nachholbedarfs der freien 
gemeinnützigen Krankenanstalten und 
der privaten Krankenanstalten, die die 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 und 3 
der Gemeinnützigkeits-Verordnung er- 
füllen. 

10.6. 1959 I Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 25. 4. 1960: 

Dem Anliegen, Rente für Waisen zu ge- 
währen, deren Mutter an den Folgen 
■ einer Schädigung gestorben ist, kann 
! nicht entsprochen werden. Die von der 
Petentin angestrebte Regelung würde 
im Widerspruch zu den Grundsätzen 
I des Bundesversorgungsgesetzes stehen 
I und eine rechtlich nicht vertretbare Bes- 
i serstpJlung der Waisen bedeuten, deren 
I Mutter an Schädigungsfolgen gestorben 
I ist und deren Vater noch lebt, gegen- 
! über den Waisen, deren Vater gefallen 
I ist und deren Mutter noch lebt. 


i 21. 12. 1959 

j 

I 


40 ' 22 3-1901/9 664 ; Steinberg, Gertrud, 

-Drucksache 1017- | Berlin-Lichterfelde: 


10.6. 1959 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 19. 10. 1959: 


j Kriegshinterbliebene 


Die Gewährung der Elternrente wird 
auf Grund der inzwischen in Kraft ge- 
tretenen Neufassung der Verwaltungs- 
verordnung zu § 50 des Bundesversor- 
gungsgesetzes überprüft. 


41 


22 3-1302 10 197 | Tornier, Frank, ' 10. 7. 1959 

- Drucksache 1 140 - ' Büdelsdorf b. Rendsburg: i 

Lastenausgleichs- 

leistungen 


j Der Bundesminister der Finanzen vom 
I 31. 7. 1959; 

Eine Gesetzesänderung zwecks Erhö- 
i hung der nach dem Lastenausgleichsge- 
setz zu gewährenden Pflegezulage kann 
' nicht empfohlen werden. 
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Die Entscheidung über die Gewährung 
von Fürsorgeleistungen in besonders 
gelagerten Fällen obliegt den Fürsorge- 
behörden der Länder. 


42 : 22 3-1803/10 546 j Wasem, Emmy, 

: - Drucksache 1251 - | Altena (Westf.): 

I Gesetzliche Unfall- 
I Versicherung 


30. 10. 1959 , Der Bundesminister für Arbeit und So- 
; zialordnung vom 26. 11. 1959: 

j Die Unterhaltsansprüche der Petentin 
sind unbegründet, weil die nach § 593 
der Reichsversicherungsordnung voraus- 
gesetzte Bedürftigkeit nicht gegeben ist. 

' Das Anliegen wird Gegenstand der Be- 
ratungen des dem Bundestag vorliegen- 
den Gesetzes zur Neuregelung des 
I Rc'chts der gesetzlichen Unfallversiche- 
I rung sein. 


43 ; 22 3-601 11 086 

- Drucksache 1251 


Meißner, Ernestine, 30. 10. 1959 

Berlin-Siemcnsstadt: 

Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen 
Unrechts (Entschädigung) 


Der Bundesminister der Finanzen vom 
2. 5. 1960: 

Die Leistung einer Entschädigung nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz ist 
aus rechtlichen, von den Gerichten be- 
stätigten Gründen nicht möglich. Eine 
Änderung des Biindesentschädigungsge- 
setzos irn Sinne der Petentin kann nicht 
vorgeschlagen werden. 


44 22 3-601.11 394 Motzko, Bruno, 

- Druck sachte 1427 - Essen: 

Wiedcugutmachung 
nationalsozialistischen 
Unrechts (Entschädigung) 


45 22 3-1803 11 533 ' Haas, Ewald, 

- Drucksache 1251 - j Wülfrath: 

Sozialversicherung 


21. 12. 1959 Der Buncltisminister der Finanzen vom 
13. 1. 1960: 


Das Anliegen, Entschädigungen auch an 
Personen zu leisten, die nicht durch 
nalionalsozicilistische Maßnahmen ver- 
folgt worden sind und die einen Vormö- 
gensschaden außerhalb der Grenzen des 
Deiitsdum Reichs nach dem Stande 
vom. 31. 12. 1937 erlitten haben, bedeu- 
tet eine so weittragende finanzielle Be- 
lastung, daß die bisher geschätzten Auf- 
wendungen für die Durchführung des 
j Bundesentschädigungsgesetzes erheblich 
' überschritten werden und daher für den 
i Haushalt von Bund und Ländern nicht 
I tragbar sein würden. Eine Änderung des 
i Bundesentschädigungsgesetzes kann in- 
! folgedessen nicht vorgeschlagen worden. 


30. 10. 1959 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zial Ordnung vom 22. 12. 1959: 


Es war nicht möglich, die Renten nach 
Inkrafttreten des Arbeiterrentenversi- 
cherungs-Neuregelungsgesetzes getrennt 
umzustellen, weil z. B. ungefähr 70 Vo 
der von der Bundesvorsicherungsanstalt 
für Angestellte gezahlten Renten Wan- 
derrenten sind. Die Berücksichtigung 
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des entsprechenden Vorschlages würde 
bedeuten, daß allein bei der Bundesver- 
sicherimgsanstalt für Angestellte über 
eine Million Renten hätten nicht pau- 
schal umgestellt werden können, son- 
dern über mehrere Jahre hinaus einzeln 
berechnet werden müssen. 


46 


22/3-1803/11 559 i Schäfer, Paul, 

- Druck.sdche 1579- * Puderbach b. Neuwied 
j (Rhein): 

I Rentenversidierung 
' der Arbeiter 


I 


15.2, 1960 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 29. 3. 1960: 


j Die Bundesregierung hält es nicht für 
j zweckdienlich, die in Artikel 2 § 44 
I des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
i gelungsgesetzes enthaltene Ausschluß- 
I fr ist zu verlängern, zumal auch dann die 
: Möglichkeit der Fristversäumung be- 
! steht. Die unbefristete Beseitigung der 
I materiellen Rechtskraft ist im Interesse 
I der Rechtssicherheit abzulehnen. 


47 


22 3-1803 11 593 
- Dr Lick sa die 1251 - 


Stüdomann, Wilhelm, 
Kiel: 


Gesetzliche Unfall- 
versicherung 


30. 10. 1959 i Dm- Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 15. 12. 1959: 

Dem Anliegen des Petenten, den gesetz- 
lichen Unfallversicherungsschutz auf 
Vormünder und Pfleger auszudehnen, 
kann nicht entsprochen werden. Dies 
' würde den Zweck der gesetzlichen Un- 
fallversicherung wesentlich überschrei- 
ten. 


48 22 3-203 11 895 Herrmann, Gustav, 

- Drucksadio 157f) - Berlin-Weißensee: 

Rechtsverhältnisse 
früherer Angehöriger 
I des öffentlichen Dienstes 


49 22 3-1202 '12 184 Maetschke, Else, 

- Drucksache 1368 - Hamburg-Hochkamp: 

Kriegsfolgelasten 


3.3.1960 Der Bundesminister des Innern vom 
30. 6. 1960: 

, Eine Änderung des § 56 Abs. 3 des Ge- 
setzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes 
I (G 131) ist in dem Entwurf eines Dritten 
! Gesetzes zur Änderung des G 131 nicht 
! vorgesehen. Der Fragenkomplex wird 
' aber wahrscheinlich bei den Beratungen 
in den Ausschüssen des Bundestages er- 
neut erörtert werden. 

! 

10. 12. 1959 ; Der Bundesminister der Finanzen vom 
; 3. 3. 1960: 

i Die Erfüllung von Ansprüchen aus Lie- 
ferungen und Leistungen war im Regie- 
riingsentwurf zum Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetz nicht vorgesehen. Die Bun- 
desregierung hat stets den Standpunkt 
vertreten, daß eine Erfüllung dieser An- 
.sprüche die Stcnierkraft des Bundes 
überschreitcm würde und daher nicht in 
Betracht kommen könne. Die im Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetz getroffene 
Regelung ist mit den rechtsstaatlichen 
Grundsätzen zu vereinbaren. 
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50 


51 


52 


53 


22 3-1805 12 546 : Hirsch, Herbert, 
- Drucksache 1579 - Leverkusen I: 

' Kinderbeihilfen 


I 



1 22.3-1302/12 608 

i - Drucksachen 1661 - 


Rohde, Luise, 
Berlin-Wilmersdorf : 


Lastenausgloichs- 

leistungen 


22/3-307/12 876 
- Drucksdche 1579 - 


I Krüger, Herbert, 

I Oldenburg (Oldenb.): 


Schulbildungswesen 


15. 2. 1960 


18. 3. 1960 


i 

i 

j 15. 2. 1960 

i 


i 22 3-203/12 959 
j - Drucksache 1579 - 


Karnert, Willy, lg g icif^n 

Krefeld-Forstwald: I ^ 

Rechtsverhältnisse | 

früherer Angehöriger ! 

des Öffentlichen Dienstes 


Der Bundesininister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 30. 4. 1960; 

Dem Anliegen, das Kindergeld für die 
j dritten (und weiteren) Kinder bis zur 
j vorgesehenen Altersgrenze auch dann 
1 zu gewähren, wenn die ältesten Kinder 
! bereits 18 oder 25 Jahre alt sind, kann 
nicht entsprochen werden, weil das mit 
den Grundsätzen, auf denen das Kinder- 
geldgesetz beruht, nicht zu vereinbaren 
wäre. 

Dev Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte vom 
7. 9. 1960: 

Es besteht keine Möglichkeit, der Peten- 
tin zu helfen, weil mittelbare Schäden 
im Lastenausglcich nicht berücksichtigt 
werden. 

Die Ständige Konferenz der Kultusmini- 
ster der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 18. 7. 1960: 

I 

Dem Anliegen ist insofern entsprochen 
worden, als die Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bun- 
desrepublik Deutschland in ihrer 
, 75. Plenarsitzung vom 11. /12. 2. 1960 be- 
I schloß, die Schulbehörden zur Behand- 
j lung der jüngsten Vergangenheit im 
I Geschichts- und gemeinschaftskundlichen 
Unterricht und zur politischen Erziehung 
und Bildung der jungen Generation zu 
veranlassen. 

Der Bundesminister des Innern vom 
15. 6. 1960: 

Die Verleihung eines Beförderungs- 
anspruchs oder Anspruchs auf Beseiti- 
gung der Widerruflichkeit oder Nicht- 
ruhegehaltfähigkeit etwaiger Stellenzu- 
lagen in einem neuen Dienstverhältnis 
ist im G 131 nicht vorgesehen. In dem 
von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf der Dritten Novelle zum G 131 
ist auch eine Änderung dieser Rechts- 
lage nicht beabsichtigt. 


54 


22/3-1302/13 099 
- Drucksache 1699 - 


Jaeger, Helmi, 
Oldenburg (Oldenb.): 


Lastenausgleichs- 

leistungen 


I 25. 4. 1960 

i 

i 

I 


Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte vom 
22. 9. 1960: 

; Der in Berlin (Ost) entstandene Kriegs- 
! Sachschaden der Petentin kann nicht 
j günstiger behandelt werden als andere 
Schäden, die in der sowjetischen Besat- 
zungszone und im sowjetisch besetzten 
I Sektor Berlins entstanden sind. Die 
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' Frage, ob und in welchem Umfange in 
; der Bundesrepublik für die im sowje- 
; tisch besetzten Teil Deutschlands ent- 

standenen Schäden eine Entschädigung 
geleistet werden soll, wird geprüft. An- 
I laß zu einer Sonderregelung besteht 

nicht. 

I 

3. 3. 1960 Der Bundesminister der Finanzen vom 
14. 4. 1960: 

über den Entschädigungsanspruch des 
Petenten wird in Kürze entschieden wer- 
den. 

18.3,1960 Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 10, 6. 1960: 

Eine Gesetzesänderung mit dem Ziele, 
Frauen ohne jede Einschränkung vor 
dem 60. Lebensjahre ein Altersruhegeld 
zu gewähren, ist nicht beabsichtigt. 

i 29. 6. 1960 Der Bundesminister für Wirtschaft vom 
! I 15. 8, 1960: 

Die Bundesregierung verhandelt seit 
i längerer Zeit mit den Ländern wegen 

j einer Neuregelung des Bergrechts auf 

I Bundesebene. Im Rahmen einer Neu- 

1 Ordnung wird auch die Frage einer Re- 

; form des von dem Petenten beanstan- 

deten Bergschadenrechts geprüft wer- 
den. 

25. 4, 1960 Der Bundesminister der Finanzen vom 
2. 5, 1960: 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz hat 
die Regelung der Reparationsschäden 
einem späteren Sondergesetz Vorbehal- 
ten. Die Vorarbeiten des Bundesmini- 
sters der Finanzen für diesen Gesetz- 
entwurf sind weit gediehen. 

Zur Vermeidung von Härten sind Richt- 
linien für eine Übergangsregelung er- 
lassen worden. 

Voraussetzungen und Ausmaß der Über- 
brückungshilfe richten sich nach den 
Grundsätzen des Lastenausgleichs. 

3.6. 1960 Der Bundesminister für Wirtschaft vom 
25. 7, 1960: 

i Der Bundesminister für Wirtschaft hat 

: alle Bundesressorts darauf aufmerksam 

' gemacht, bei der Beschaffung von ech- 

• ten Teppichen auch die von der Petentin 

I genannte Firma zu berücksichtigen. 
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I 

60 22/3-1 105' 13 865 j Meyerheim, Ludwig, 

-Drucksache 1699- ' München 19: 

: ^ Bundesvermögen (Volks 

I I Wagenwerkaktien) 


25. 4. 1960 Der Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes vom 11. 5. 1960: 

Der Kreis der bevorzugten Erwerber 
i von Aktien des Volkswagenwerks ist in 
I dem Gesetz über die Überführung der 
; Volkswagenwerk-GmbH in private Hand 
j festgelegt. Hiernach können vor allem 
! die einkommenschwächeren Teile der 
I Bevölkerung diese Aktien bevorzugt er- 
werben. Mit dieser Regelung erfaßt das 
Gesetz weitgehend auch den Personen- 
kreis, um dessen Bevorzugung in der 
Petition gebeten wurde. Für die Einbe- 
ziehung bestimmter weiterer Gruppen 
läßt das Gesetz keinen Raum. 


61 


22/3-204/14 251 | Mickeleit, Gerhard, 

-Drucksache 1801 - j Kiel-Holtenau: 

j Wiedergutmachung 
j nationalsozialistischen 
I Unrechts für Angehörige 
I des öffentlichen Dienstes 


6. 5, 1960 



62 


22/3-1301/14 313 Merkl, Stefan, 

- Drucksache 1834 - Nürnberg: 

Lastenausgleichsabgaben 


3. 6. 1960 


Der Bundesminister des Innern vom 
23. 5. 1960: 

Es besteht kein dringendes Bedürfnis, 
die allgemeine Antragsfrist nach § 24 
Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialististi- 
schen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes (BWGöD) zu än- 
dern. Im übrigen liegt eine Schädigung 
des Petenten im Sinne des § 1 BWGöD 
nicht vor. 


! Der Bundesminister der Finanzen vom 
! 28. 7. 1960: 

i 

Dem Anliegen des Petenten, für Kriegs- 
sachschäden, die bis zum 21. 6. 1948 be- 
seitigt werden konnten und für die eine 
Schadenfeststellung nicht möglich war, 
in begrenztem Umfange bei der Vermö- 
gensabgabe Vergünstigung zu gewäh- 
ren, kann nach den derzeitigen gesetz- 
lichen Vorschriften nicht entsprochen 
werden. Es wird jedoch geprüft, ob eine 
entsprechende Regelung durch eine Än- 
derung dos Lastenausgleichsgesetzes ge- 
troffen werden kann. 


63 


22/3-1302/14 641 Gerwin, Bernardine, 
- Drucksache 1834 - Aachen: 


3. 6. 1960 


Der Bundesminister der Finanzen vom 
9. 7. 1960: 


Lastenausgleichs- 

leistungen 


Eine Kriegsschadenrente kann nicht ge- 
währt werden; nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz ist eine Zusammenrech- 
nung des Schadens der Petentin mit dem 
Sparerschaden des verstorbenen Arbeit- 
gebers, dessen Alleinerbin sie ist, nicht 
möglich. 
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64 22/3-1901/14 706 

- Drucksache 1801 - 


65 


*22/3-1901/14 733 
- Drucksache 1699 - 


Reutter, Gustav, 

München 1 
(Vertreter: Reuter, 
Manfred) : 

Kriegsbeschädigte 

Schmitz, Herta, 

Hattingen (Ruhr) 
(Vertreter: Grieger, Karl): 

Kriegshinterbliebene 


6.5. 1960 


7. 4. 1960 


^ Der Bundesminister für Arbeit und So- 
i zialordnung vom 27. 7. 1960; 

Dem Petenten wird im Wege des Härte- 
ausgleichs rückwirkend ab 1. 5. 1953 
Kriegsopferversorgung gewährt. 


Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 16. 5. 1960: 

Beim Zusammentreffen von Leistungen 
nach § 44 Abs. 2 bis 4 des Bundesversor- 
gungsgesetzes mit anderen Leistungen 
der öffentlichen Hand, die ebenfalls 
eine Anrechnung der infolge Auflösung 
oder Nichtigkeitserklärung der neuen 
Ehe erworbenen neuen Versorgungs-, 
Renten- oder Unterhaltsansprüche vor- 
sehen, werden die Berechtigten durch 
die mehrfache Anrechnung auf verschie- 
dene Leistungen der öffentlichen Hand 
vielfach finanziell benachteiligt gegen- 
über denen, die solche Ansprüche nicht 
haben oder nicht realisieren können. 
Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung hat sich daher im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen einverstanden erklärt, daß in 
diesen Fällen der sich aus der Gegen- 
überstellung ergebende Unterschiedsbe- 
trag im Wege des Härteausgleichs ge- 
zahlt wird. 


Bonn, den 2. Dezember 1960 
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